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Allgemeines Verwaltungsrecht

1. Teil: Allgemeines Verwaltungsrecht
1. Abschnitt: Gegenstand des Verwaltungsrechts
A.Die verwaltungsrechtliche Klausur

I. Verwaltung und Verwaltungsrecht

Im Verwaltungsrecht geht es um die RechtméBigkeit und die Ab-
wehr von hoheitlichen MaBBnahmen der Verwaltung (Exekutive).
Gegenstand der verwaltungsrechtlichen Klausur ist daher zumeist

m die RechtmaBigkeit einer Verwaltungsmaf3inahme, insbeson-
dere eines sog. Verwaltungsakts (Bescheid, Anordnung, Verfi-
gung o.A)) und/oder

m die Abwehr von MaBnahmen der Verwaltung, z.B. durch eine
Klage vor dem Verwaltungsgericht.
So ist in der Klausur z.B. die RechtmaBigkeit einer Polizeiverfligung oder einer

baurechtlichen Beseitigungsverfiigung zu priifen oder die Zulassigkeit und Be-
grundetheit einer sog. Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 Fall 1 VwWGO).

Das Verwaltungsrecht ist Teil des 6ffentlichen Rechts. Nach unse-
rer Rechtsordnung gehort eine Rechtsnorm entweder zum Privat-
recht oder zum Offentlichen Recht. Triger der Verwaltung ist der
Staat, also der Bund und die Lander. Bund und Léander Gben nach
Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG durch ihre Organe Staatsgewalt aus. Sie kon-
nen daher anders als im Zivilrecht Rechte und Pflichten des Biirgers
kraft 6ffentlichen Rechts einseitig (hoheitlich) begriinden.

Beispiele: Erlass einer Beseitigungsverfligung, Erteilung einer Baugenehmi-
gung, Abschleppen eines verbotswidrig abgestellten Pkw.

Als juristische Personen kénnen Verwaltungstrager aber auch pri-
vatrechtlich handeln.

Beispiele: Verkauf eines stadtischen Grundstiicks (§ 433 BGB), Verpachtung
des Ratskellers als Gaststatte (§ 581 BGB).

Il. Bedeutung in der Klausur

Daher ist es erforderlich, den Bereich des Offentlichen Rechts vom
Privatrecht abzugrenzen. Wichtig ist die Abgrenzung in der Klau-
sur vor allem in folgenden Fallen:

B Bei 6ffentlich-rechtlichen Streitigkeiten ist grds. der Verwaltungs-
rechtsweg eroffnet (§ 40 Abs. 1 S. 1 VWGO), fiir privatrechtliche
Streitigkeiten der Zivilrechtsweg (§ 13 GVG).

Verwaltungsrecht

Verwaltungstrager

Abgrenzung in der
Klausur



Eingriffsverwaltung:
offentlich-rechtlich

Fiskalverwaltung:
privatrechtlich

Allgemeines Verwaltungsrecht

B Das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) ist nur bei 6ffent-
lich-rechtlicher Verwaltungstatigkeit anwendbar (§ 1 Abs. 1
VwWVIQ), fiir privatrechtliche MaBnahmen der Verwaltung gelten
demgegeniiber die allgemeinen Vorschriften des BGB.

B Ein Verwaltungsakt (VA) setzt nach § 35 S. 1 VWVfG eine Rege-
lung ,auf dem Gebiet des offentlichen Rechts” voraus. Privat-
rechtliche Regelungen diirfen daher nicht durch VA getroffen
werden.

m Bei6ffentlich-rechtlichem (hoheitlichem) Handeln richtet sich die
Haftung des Staates nach § 839 BGB, Art. 34 GG (sog. Amtshaf-
tung), wahrend bei privatrechtlicher Tatigkeit die allgemeinen
Regeln der §§ 823 ff. BGB gelten.

B. Abgrenzung Offentliches Recht - Privatrecht

Abgrenzung Offentliches Recht - Privatrecht

m Eindeutige Fille
= Eingriffsverwaltung: 6ffentlich-rechtlich
= Fiskalverwaltung: privatrechtlich
= nicht Leistungsverwaltung, da dort Wahlrecht besteht
B Indizien
s Bescheid, Gebuhr: 6ffentlich-rechtlich
= Vertrag, Entgelt: privatrechtlich
= Sachzusammenhang
m Abgrenzungstheorien
= Subordinationstheorie
= Interessentheorie

= Modifizierte Subjektstheorie

I. Eindeutige Fille

Eindeutig offentlich-rechtlich ist die sog. Eingriffsverwaltung
(insbes. im Polizei- und Ordnungsrecht), da Eingriffe in Rechte des
Birgers stets hoheitliche Befugnisse des Staates voraussetzen.

Beispiel: Eine baurechtliche Beseitigungsverfligung muss gemaB § 40 Abs. 1
S. 1 VwGO vor dem Verwaltungsgericht angefochten werden.

Demgegeniiber ist eindeutig privatrechtlich die sog. Fiskalverwal-
tung. Diese unterscheidet sich durch nichts von entsprechenden
Geschéften des Blirgers.



Gegenstand des Verwaltungsrechts

Beispiel: Fiir die Klage auf Kaufpreiszahlung fiir ein stadtisches Grundstiick ist
gemal § 13 GVG das Zivilgericht zustandig, auch wenn die Stadt klagt.

Schwierigkeiten bei der Abgrenzung zwischen Privatrecht und
Offentlichem Recht ergeben sich im Bereich der Leistungsverwal-
tung. Hier besitzt die Verwaltung ein Wahlrecht, ob sie 6ffent-
lich-rechtlich oder privatrechtlich tatig werden will.

So haftet die Stadt fiir eine Pflichtverletzung des Bademeisters nach § 839 BGB,
Art. 34 GG (Amtshaftung), wenn sie die Benutzung des Hallenbades 6ffentlich-
rechtlich durch Satzung geregelt hat. Erfolgt die Benutzung dagegen aufgrund

privatrechtlicher Regelungen, so haftet die Stadt nach den allgemeinen privat-
rechtlichen Grundsatzen (insbes. §§ 823, 831 BGB).

Il. Indizien

Fiir die Zuordnung kénnen sich gewisse Indizien ergeben. So sind
die Begriffe Bescheid und Gebiihr typischerweise als offentlich-
rechtliche Handlungsformen einzuordnen, wahrend das Vorliegen
eines Vertrages oder die Zahlung eines Entgelts fur privatrechtliche
Tatigkeit spricht.

Trifft die Behérde eine MalSnahme in der Form eines Bescheides, so
handelt es sich stets um einen VA i.S.d. § 35 S. 1 VWVIG, der im Verwal-
tungsrechtsweg (§ 40 Abs. 1. 1 VwGO) anzufechten ist. Dies gilt auch,
wenn der VA unzuldssigerweise ein privatrechtliches Rechtsverhdiltnis
betrifft (z.B. Kiindigung eines privatrechtlichen Vertrages durch VA).

Ein wichtiges Kriterium fiir die Abgrenzung ist das des Sachzusam-
menhangs: Steht eine Malnahme mit einem anderen Verwal-
tungshandeln, das ohne Weiteres als 6ffentlich-rechtlich einzuord-
nen ist, in engem Zusammenhang, so ist auch die zu beurteilende
Tatigkeit als offentlich-rechtlich zu qualifizieren.

Beispiel: Ein von einem Hoheitstrdger ausgesprochenes Hausverbot ist nach
teilweise vertretener Ansicht 6ffentlich-rechtlich, wenn es im Sachzusammen-
hang mit hoheitlicher Tatigkeit steht, privatrechtlich, wenn es im Zusammen-

hang mit fiskalischer Tatigkeit erfolgt. Nach der Gegenansicht ist das Hausrecht
eines Verwaltungstrdgers generell 6ffentlich-rechtlich zu qualifizieren.

lll. Abgrenzungstheorien

Soweit nicht eindeutig auf die Handlungsform der Verwaltung ge-
schlossen werden kann und auch keine Indizien fiir die eine oder
andere Form ersichtlich sind, stellt sich die Problematik der Ab-
grenzungstheorien.

Die Abgrenzungstheorien spielen in der Klausur nur eine untergeord-
nete Rolle. Zumeist ist die Zuordnung entweder eindeutig oder kann
zwanglos nach den o.g. Kriterien vorgenommen werden.

Leistungsverwaltung:
Wahlrecht

Sachzusammenhang



Aufhebung von Verwaltungsakten

c) Nach §§ 49 Abs. 3 S. 2,48 Abs. 4 S. 1 VWVIG gilt eine Widerrufs-
frist von einem Jahr ab Kenntnis der Behérde von den den Wider-
ruf rechtfertigenden Tatsachen.

d) Rechtsfolge: Im Rahmen des § 49 Abs. 3 VwVfG kann die Behor-
de den VA widerrufen und zwar fir die Vergangenheit oder fiir die
Zukunft (vgl. ,auch”), d.h. die Behérde hat Ermessen sowohl hin-
sichtlich der Frage, ,Ob” der Widerruf erfolgt, als auch hinsichtlich
des Umfangs des Widerrufs. Bei Subventionen kommt indes den
haushaltsrechtlichen Grundsadtzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit (vgl. z.B. § 7 Abs. 1 BHO) eine ermessenslenkende Wir-
kung zu. Daher ist im Regelfall nur die Entscheidung fiir den Wider-
ruf ermessensfehlerfrei (sog. intendiertes Ermessen). Denn das
Gesetz berlicksichtigt den Vertrauensschutz bereits bei den Wider-
rufsgriinden. Von dem Widerruf kann daher nur bei besonderen
Umstanden des Einzelfalls abgesehen werden.

Aufbauschema:

Widerruf eines begiinstigenden VA gemaB § 49 Abs. 3 VwVfG

1. Ermachtigungsgrundlage: § 49 Abs. 3 S. 1 VwVfG
2. Formelle RechtmaBigkeit

a) Zustindigkeit

b) Verfahren, Form (insbes. §§ 28, 37, 39 VwVfG)
3. Materielle RechtmaBigkeit

a) Voraussetzung der Ermachtigungsgrundlage

aa) aufzuhebender VA rechtmaBig
(analog bei rechtswidrigem VA, str.)

bb) aufzuhebender VA gewiahrt Geldleistung oder teil-
bare Sachleistung

cc) Widerrufsgrund gemaR § 49 Abs.3S.1Nr. 1 0.Nr.2
VwWVIG

dd) Widerrufsfrist: ein Jahr ab Kenntnis
(8549 Abs.3S. 2,48 Abs. 4 S. 1 VWVFG)

b) Rechtsfolge: Ermessen, insbes. VerhdltnismaBigkeit

Widerrufsfrist

Erfolgt der Widerruf nur
fir die Zukunft, ist § 49
Abs. 3 VWVIG neben § 49
Abs. 2 VWVfG anwendbar!
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Riickforderungsanspruch
bei Riicknahme, Widerruf
oder auflésender Bedin-

gung

Ruickforderung durch VA

Gebundene Entschei-
dung

Verzinsung
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D.Riickforderung gemaB § 49 a VwVfG

Soweit ein VA mit Wirkung fiir die Vergangenheit zurlickgenom-
men oder widerrufen worden ist, sind bereits erbrachte Leistungen
zu erstatten (§ 49 a Abs. 1 S. 1 VWVfG). Dasselbe gilt, wenn ein VA
durch Eintritt einer auflésenden Bedingung unwirksam geworden
ist. Die Leistung ist dann rechtsgrundlos erfolgt, sodass ein (6ffent-
lich-rechtlicher) Erstattungsanspruch besteht. Die zu erstattende
Leistung ist nach § 49 a Abs. 1 S. 2 VWVfG durch schriftlichen VA
festzusetzen (VA-Befugnis).

I. Leistung durch VA

§ 49 a Abs. 1 VWVG setzt voraus, dass eine Leistung auf der Grund-
lage eines VA erbracht worden ist. Das bedeutet, dass Leistungen,
die auf einem anderen Rechtsgrund beruhen (z.B. einem o&ffent-
lich-rechtlichen oder einem privatrechtlichen Vertrag), nicht nach
§ 49 a Abs. 1 VWVFG zurilickgefordert werden kdnnen.

Ist ein 6ffentlich-rechtlicher Vertrag nichtig, ist § 49 a Abs. 1 VWVfG daher nicht
einschldgig. Rechtsgrundlose Leistungen kénnen dann nur auf der Grundlage
des gewohnheitsrechtlich anerkannten allgemeinen 6ffentlich-rechtlichen Er-
stattungsanspruchs zurlickgefordert werden. Bei privatrechtlichen Vertragen
gelten die §§ 812 ff. BGB.

Il. Gebundene Entscheidung

Anders als beim Erlass des Riicknahme- oder des Widerrufs-VA
nach §§ 48, 49 VwVfG hat die Behorde bei der Riickforderung nach
dem Wortlaut des § 49 a Abs. 1 VwWVfG kein Ermessen (,sind ... zu
erstatten”). Die Rspr. halt dies fiir zweifelhaft und verlangt zumin-
dest, dass die Riickforderung nicht gegen den Gleichheitssatz des
Art. 3 Abs. 1 GG verstoBBen darf. Der Umfang des Erstattungsan-
spruchs richtet sich gemaR § 49 a Abs. 2 VwVfG nach den Vorschrif-
ten Uber die ungerechtfertigte Bereicherung (§§ 812 ff. BGB).

lll. Verzinsung

§ 49 a Abs. 3 VWVSG schreibt die Verzinsung des zu erstattenden
Betrages ab Eintritt der Unwirksamkeit des Bewilligungsbescheides
vor. Von der Zinspflicht kann bei mangelndem Verschulden abge-
sehen werden.

Nach § 49 a Abs. 4 S. 1 VWVfG kdnnen auch Zwischenzinsen bis zur zweckent-

sprechenden Verwendung verlangt werden, nach § 49 a Abs. 4 S. 2 VWVIG Zin-
sen bei verfriihter Inanspruchnahme.



Aufhebung von Verwaltungsakten

Aufbauschema: Riickforderung gemaB § 49 a VwVfG

1. Ermdchtigungsgrundlage: § 49 a VwVfG
2. Formelle RechtmaBigkeit

a) Zustindigkeit

b) Verfahren, Form (insbes. §§ 28, 37, 39 VwVfG)
3. Materielle RechtmaBigkeit

a) Voraussetzung der Ermachtigungsgrundlage

aa) Rucknahme/Widerruf fir die Vergangenheit oder
Eintritt einer auflosenden Bedingung

bb) Leistung aufgrund des unwirksam gewordenen VA
b) Rechtsfolge:

aa) gebundene Entscheidung, kein Ermessen (str.)
(8§49 a Abs. 1S. 1 VwVFG)

bb) Riickforderung durch VA (§ 49 a Abs. 1 S. 2 VWVIQ)
cc) Umfang gemal § 49 a Abs. 2 VwVfGi.V.m. § 818 BGB
dd) Verzinsung (§ 49 a Abs. 3 u. Abs. 4 VWVfG)

E. Wiederaufgreifen des Verfahrens (§ 51 VwVfG)

Ist ein VA unanfechtbar (bestandskraftig), kann er nicht nur auf Ini-
tiative der Behdrde nach §§ 48, 49 VwWVfG aufgehoben werden,
auch der Biirger kann einen Anspruch auf Wiederaufgreifen des
Verfahrens und auf eine neue Sachentscheidung haben.

B Ein Anspruch auf Wiederaufgreifen des Verfahrens besteht
nur ausnahmsweise unter den engen Voraussetzungen des § 51
Abs. 1 VWVFG (Wiederaufgreifen im engeren Sinne).

m Im Ubrigen steht das Wiederaufgreifen des Verfahrens im Er-
messen der Behorde. Das folgt aus § 51 Abs. 5 VwVfG, wonach
die §§ 48 Abs. 1, 49 Abs. 1 VWVfG unberthrt bleiben (Wieder-
aufgreifen im weiteren Sinne).

Nach heute herrschendem Verstandnis sind in beiden Fallen ver-
fahrensmaBig zwei Entscheidungen und damit zwei selbststandi-
ge VAe zu unterscheiden:

m die Entscheidung iiber das Wiederaufgreifen des Verfahrens,
um die Bestandskraft des VA zu Giberwinden, und

B die erneute Entscheidung in der Sache selbst.

Wiederaufgreifen im en-
geren und im weiteren
Sinne

Zweistufige Entschei-
dung
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Anspruch auf Wiederauf-
greifen

Erlass einer erneuten
Sachentscheidung
(Zweitbescheid)

Anspruch auf ermessens-
fehlerfreie Entscheidung
Uber das Wiederaufgrei-
fen
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I. Wiederaufgreifen im engeren Sinne

1.Nach § 51 Abs. 1 VWVfG besteht ein Anspruch auf Wiederaufgrei-
fen, wenn einer der dort aufgefiihrten Wiederaufgreifensgriinde
vorliegt.

Beispiele: Nachtrigliche Anderung der Sach- oder Rechtslage zugunsten des
Betroffenen (Nr. 1) oder Vorliegen neuer Beweismittel (Nr. 2).

Der Anspruch ist durch einen Antrag bei der Behérde geltend zu
machen. Der Antrag ist nur zuldssig, wenn der Betroffene ohne
grobes Verschulden au3erstande war, den Grund fiir das Wieder-
aufgreifen in dem frilheren Verfahren, insbes. durch Rechtsbehelfe,
geltend zu machen (§ 51 Abs. 2 VWVfG). AuBerdem besteht eine
Antragsfrist von drei Monaten nach Kenntnis vom Grund fiir das
Wiederaufgreifen (§ 51 Abs. 3 VWVFG).

2. Ist der Antrag auf Wiederaufgreifen zuldssig und begriindet, so
ist die Behorde verpflichtet, eine neue Entscheidung in der Sache
zu treffen. Fiir die neue Sachentscheidung (den sog. Zweitbe-
scheid) gelten dieselben Vorschriften wie fiir den Erstbescheid (str.).
Beispiel: Gegen Bauherrn B ist eine bestandskraftige Beseitigungsverfligung
ergangen. Als B eine alte Baugenehmigung findet, beantragt er das Wiederauf-
greifen des Verfahrens (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 VwWVfG). Da der Bau aufgrund der lega-
lisierenden Baugenehmigung Bestandsschutz genief3t und damit materiell le-

gal ist, darf keine Beseitigungsverfligung ergehen. Die Behdrde muss den Erst-
bescheid aufheben.

Il. Wiederaufgreifen im weiteren Sinne

§ 51 Abs. 5 VwWVfG stellt klar, dass die §§ 48, 49 VwWVfG unberihrt blei-
ben. Nach §§ 48, 49 VwVfG hat die Behorde die Moglichkeit, jeder-
zeit erneut in der Sache zu entscheiden, auch wenn ein Wiederauf-
greifensgrund i.S.d. § 51 Abs. 1 VWV{G nicht besteht. Das Wieder-
aufgreifen (im weiteren Sinne) steht daher im Ermessen der Behor-
de. Der Birger hat einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Ent-
scheidung. Einen Anspruch auf eine erneute Entscheidung in der
Sache (Zweitbescheid) hat der Biirger in diesem Fall nur bei einer
Ermessensreduzierung auf Null. Eine Ermessensreduzierung wird
von der Rspr. z.B. bejaht, wenn die Aufrechterhaltung des Erstbe-
scheides schlechthin unertraglich ware, weil die Rechtswidrigkeit
des Erstbescheids offensichtlich ist, die Behorde in vergleichbaren
Fallen das Verfahren wiederaufgegriffen hat und daher wegen Art. 3
Abs. 1 GG eine Gleichbehandlung geboten ist oder wenn der VA
offensichtlich unionsrechtswidrig ist.



Check: Aufhebung eines VA

1. Wonach richtet sich die
RechtmaBigkeit der Aufhebung
eines VA?

2. Wann darf ein rechtswidriger
belastender VA nicht zuriickge-
nommen werden?

3. Wann darf ein rechtswidriger
begunstigender VA nicht zurtick-
genommen werden?

4. Welche Grundsatze gelten fir
den Vertrauensschutz im Rah-
men des § 48 Abs. 2 VwVfG?

5. Wie bemisst sich die Rick-
nahmefrist nach § 48 Abs. 4 S. 1
VwVFG?

6. Was unterscheidet die Wider-
rufsgriinde nach § 49 Abs. 2 von
denen des § 49 Abs. 3 VWVfG?

7. Wann kommt ein Wiederauf-
greifen des Verwaltungsverfah-
rens in Betracht?

8. Wann ist im Rahmen des § 51
Abs. 5 VWVfG eine Ermessens-
reduzierung zu bejahen?

1. Vorrangig richtet sich die Aufhebung nach Spezial-
vorschriften (z.B. § 12 BeamtStG). Im Ubrigen gilt fiir die
Ricknahme eines rechtswidrigen VA § 48 VwVfG, fir
den Widerruf eines rechtmafigen VA § 49 VwVfG.

2. Die Ricknahme eines rechtswidrigen belastenden
VA ist unzuldssig, wenn das nach § 48 Abs. 1 5. 1 VWVFG
bestehende Ermessen auf Null reduziert ist, z.B. weil die
Behorde (z.B. im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 GG) gehalten
ist, den VA nicht aufzuheben.

3. Ein rechtswidriger beglinstigender VA darf nach § 48
Abs. 2 S. 1 VWVSG nicht zurlickgenommen werden, wenn

m es sich um einen VA handelt, der eine einmalige
oder laufende Geldleistung oder teilbare Sachleis-
tung gewahrt oder hierfiir Voraussetzung ist,

B derBegiinstigte auf den Bestand des VA vertraut hat

B und sein Vertrauen unter Abwdgung mit dem &ffent-
lichen Interesse an einer Riicknahme schutzwiirdig
ist.

4, Auf Vertrauen kann sich der Betroffene generell
nicht in den Féllen des § 48 Abs. 2 S. 3 VWV{G berufen.
Dagegen ist das Vertrauen in den Féllen des § 48 Abs. 2
S.2 VwVfGi.d.R. schutzwiirdig. Ansonsten hat nach § 48
Abs. 2 S. 1 VWVFG eine Abwadgung zwischen dem Ver-
trauensinteresse und dem Riicknahmeinteresse zu er-
folgen.

5. Die Frist beginnt ab positiver Kenntnis des zustandi-
gen Sachbearbeiters von den die Riicknahme rechtfer-
tigenden Tatsachen, d.h. ab Entscheidungsreife.

6. Liegt ein Widerrufsgrund i.S.d. § 49 Abs. 2 VWVfG vor,
kommt nur ein Widerruf flir die Zukunft in Betracht,
wahrend § 49 Abs. 3 VwWVfG den Widerruf auch fir die
Vergangenheit zuldsst.

7.Unter den Voraussetzungen des § 51 Abs. 1-3 VwWVfG
besteht ein Anspruch auf Wiederaufgreifen, im Ubri-
gen nur ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie Ent-
scheidung (arg. e § 51 Abs. 5 VWVfG).

8. Eine Ermessensreduzierung ist insbes. anzunehmen,
wenn der Bescheid offensichtlich rechtswidrig ist oder
seine Aufrechterhaltung unertraglich ware.
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Besondere Sachurteilsvoraussetzungen m

4. Abschnitt: Besondere Sachurteilsvoraus-
setzungen

Wahrend die allgemeinen Sachurteilsvoraussetzungen fiir jedes  Besondere Sachurteils-
verwaltungsgerichtliche Verfahren gelten, hingen die besonderen  Vvoraussetzungen ab-
Sachurteilsvoraussetzungen von der jeweiligen Klageart ab. Die héngig von der Klageart
wichtigsten besonderen Sachurteilsvoraussetzungen sind:

die Klagebefugnis (§ 42 Abs. 2 VWGO),
m das Vorverfahren (§ 68 VwGO),

m die Klagefrist (§ 74 VwGO) und

m derrichtige Beklagte (§ 78 VWGO).

A.Klagebefugnis

I. Anwendungsbereich

Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen sind gemaR § 42 Abs. 2
VwGO grds. nur zuldssig, wenn der Klager geltend macht, durch
den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung oder Unterlassung in
seinen Rechten verletzt zu sein (sog. Klagebefugnis).

Etwas anderes gilt bei abweichender gesetzlicher Regelung (vgl. § 42 Abs. 2

VwGO: ,soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist”), z.B. bei der Vereinskla-
ge nach § 64 BNatSchG (,ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein”).

Allgemein anerkannt ist, dass eine Klagebefugnis auch bei der Klagebefugnis bei:
Fortsetzungsfeststellungsklage (§ 113 Abs. 1 S. 4 VWGO) erforder- = Anfechtungsklage
lich ist. Um eine der VwGO fremde Popularklage zu verhindern, wird = Verpflichtungsklage
§ 42 Abs. 2 VWGO von der Rspr. analog auch bei der allgemeinen  *® IF:’r:tgssektIZ‘;';gSfeS‘tSte"
Leistungsklage und bei der allgemeinen Feststellungsklage an- Leistungsklage (str)
gewendet. Die Gegenansicht verneint hier die fiir eine Analogie er- feststellungsklage
forderliche Regelungsliicke, da bei diesen Klagen das allgemeine (str)
Rechtsschutzbeddirfnis bzw. das Feststellungsinteresse ein ausrei-

chendes Korrektiv sei, um eine Popularklage zu verhindern. Bei der

Normenkontrolle ist eine Antragsbefugnis erforderlich (§ 47 Abs. 2

VwGO), deren Anforderungen denen der Klagebefugnis entsprechen.

Il. Voraussetzungen

1. Erforderlich und ausreichend fiir die Klagebefugnis ist, dass eine  Moglichkeitstheorie
Verletzung der subjektiven Rechte des Klagers moglich ist (Mog-

lichkeitstheorie). Negativ formuliert hei3t das, dass die Klage-

befugnis nur dann fehlt, wenn offensichtlich und eindeutig nach

keiner Betrachtungsweise die vom Klager behaupteten Rechte be-

stehen oder ihm zustehen kdnnen.
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Schutznormtheorie

Klagebefugnis aus
Grundrechten

Zum Unionsrecht aus-
fUhrlich AS-Basiswissen
Europarecht

Adressatentheorie
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Verwaltungsprozessrecht

2. Subjektive Rechte kdnnen sich in erster Linie aus einfach-gesetz-
lichen Vorschriften ergeben. Eine Rechtsnorm beinhaltet dann ein
subjektives 6ffentliches Recht, wenn sie nicht nur den Interessen
der Allgemeinheit, sondern nach ihrer Zweckbestimmung zumin-
destauch den Individualinteressen des Kldgers zu dienen bestimmt
ist (Schutznormtheorie).

Die Klagebefugnis fehlt, wenn
m die Vorschrift nur dem Schutz der Allgemeinheit dient,

m der Betroffene nicht zum geschitzten Personenkreis gehort
oder

B der Schutz der Interessen des betroffenen Biirgers nicht be-
zweckt ist, sondern sich als bloBer Reflex der Regelung erweist.

Beispiel: Bei der Klage des Nachbarn gegen die dem Bauherrn erteilte Bauge-
nehmigung kdnnen nur solche Vorschriften die Klagebefugnis begriinden, die
nachbarschiitzend sind, nicht dagegen die Vorschriften, die lediglich der ge-
ordneten stadtebaulichen Entwicklung dienen.

3. Subjektive (Abwehr-)Rechte kdnnen sich auch aus Grundrech-
ten ergeben. Ein Riickgriff auf Grundrechte ist jedoch nur zuldssig,
wenn einfach-gesetzliche Vorschriften mit drittschitzender Wir-
kung fehlen (Anwendungsvorrang des einfachen Rechts). Bei
Grundrechten ist nicht der subjektiv-rechtliche Charakter zweifel-
haft, sondern entscheidend, ob die Malinahme in den Schutzbe-
reich des Grundrechts eingreift.

Mit den §§ 53 ff. AufenthG wird z.B. das Interesse der Allgemeinheit an der Aus-
weisung des Ausldnders verfolgt. Der Ehegatte des Betroffenen kann sich je-
doch auf den Schutz des Art. 6 Abs. 1 GG berufen, da durch die Ausweisung die
eheliche Lebensgemeinschaft beeintrachtigt wird.

4. SchlieBlich kénnen sich subjektive 6ffentliche Rechte auch aus
dem Unionsrecht ergeben, so z.B. aus den Grundfreiheiten (z.B.
Art. 34,45, 49, 56 AEUV), aus den Grundrechten der GR-Charta, aus
den Wettbewerbsregeln (Art. 101, 102 AEUV) und aus den unions-
rechtlichen Beihilfevorschriften (Art. 107, 108 AEUV).

lll. Fallgruppen

1. Die Klagebefugnis ist i.d.R. unproblematisch, wenn der Adressat
einen ihn belastenden VA anficht. Denn der Adressat kann stets
geltend machen, dass eine belastende Mal3nahme in seine Grund-
rechte, zumindest in Art. 2 Abs. 1 GG eingreift (sog. Adressaten-
theorie).
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2. Bei der Verpflichtungsklage muss die Moglichkeit bestehen,
dass derKldger einen Anspruch auf den begehrten VA hat. Es ist da-
her darauf abzustellen, ob die in Betracht kommende Rechtsgrund-
lage fur den Klager ein subjektives Recht beinhaltet, mithin An-
spruchsqualitat hat. Ob der Anspruch tatsachlich besteht, ist da-
gegen eine Frage der Begriindetheit.

3. Problematisch ist die Klagebefugnis insbes. in Drittbeteiligungs-
fallen. Der Dritte ist nur klagebefugt, wenn er geltend machen
kann, dass die streitentscheidende Norm drittschiitzend ist. Daran
fehlt es, wenn die Norm ausschlieBlich Interessen der Allgemein-
heit schiitzen soll.

Beispiele: Im Baurecht haben die Festsetzungen im Bebauungsplan tber die
Art der baulichen Nutzung (z.B. Festsetzung als Wohngebiet) grds. nachbar-
schiitzende Wirkung. Der Nachbar kann sich innerhalb seines Baugebiets ge-
gen jede artfremde Nutzung wehren, unabhangig davon, ob sie ihn tatséachlich
beeintrachtigt (sog. Gebietserhaltungsanspruch). Festsetzungen bzgl. des Ma-
Bes der baulichen Nutzung (insbes. GroRe des Baukorpers) sind dagegen i.d.R.
nicht nachbarschiitzend, sondern dienen nur der stadtebaulichen Gestaltung.

B. Vorverfahren

I. Erforderlichkeit des Vorverfahrens

Vor der Erhebung von Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen
muss nach § 68 Abs. 1 bzw. Abs. 2 VwGO grds. ein Vorverfahren
durchgefiihrt werden. Bei Leistungs- und Feststellungsklagen ist
ein Vorverfahren nicht vorgesehen. Etwas anderes gilt fiir beam-
tenrechtliche Klagen, bei denen nach § 126 Abs. 2 BBG bzw. § 54
Abs. 2 BeamtStG generell ein Vorverfahren durchzufiihren ist. Bei
der Fortsetzungsfeststellungsklage (§ 113 Abs. 1 S. 4 VwWGO) ist
ein Vorverfahren jedenfalls dann erforderlich, wenn Erledigung nach
Klageerhebung eintritt. Bei vorprozessualer Erledigung wird dage-
gen auf ein Vorverfahren tiberwiegend verzichtet, wenn Erledigung
vor Ablauf der Widerspruchsfrist eingetreten ist (s.0. S. 104).

Il. Ausschluss des Vorverfahrens
Ein Vorverfahren ist nicht erforderlich:

H bei gesetzlicher Ausnahme (§ 68 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 VwGO: ,wenn
ein Gesetz dies bestimmt”),

m wenn der Verwaltungsakt von einer obersten Bundesbehorde
oder obersten Landesbehorde erlassen worden ist (§ 68 Abs. 1
S. 2Nr. 1 VwGO), also insbes. bei ministeriellen Entscheidungen,

Rechtsnorm mit
Anspruchsqualitat

Drittbeteiligungsfalle

Vorverfahren bei

= Anfechtungsklage

= Verpflichtungsklage

= ggf. Fortsetzungs-
festellungsklage

nicht bei

= Leistungsklage

m Feststellungsklage

(Ausnahme: BeamtenR)

Gesetzliche Ausnahmen

Oberstbehoérdliche
Entscheidungen
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Zulassigkeit der verwaltungsgerichtlichen Klage

I. Eroffnung des Verwaltungsrechtswegs

= Spezialzuweisungen zum VG (z.B. § 54 Abs. 1 BeamtStG)
= Generalklausel des § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO

Il. Statthafte Klageart

Anfech- Verpflich- Leistungs- Feststel- Normen-
tungsklage tungsklage klage lungsklage kontrolle
Aufhebung Erlass sonstige = Feststellung  Unwirksam-
eines VA eines VA Handlung, - Rechts- keit bestimm.
(8§42 Abs. 1 (8§42 Abs. 1 Duldung, verhiltnis untergesetzl.

Fall 1 VwGO)  Fall2VwGO) Unterlassung - Nichtig- Normen

Fortsetzungsfeststellungs- = Subsidia-
klage ritat
(§ 43 VWGO)

Feststellung der RW eines
erledigten VA (§ 113 Abs. 1
S.4VwGO)

1ll. Besondere Sachurteilsvoraussetzungen (klageartabhangig)

Anfech- Verpflich- Leistungs- Feststel- Normen-
tungsklage tungsklage klage lungsklage kontrolle
= Klagebefugnis = Klage- = Klage- = Antrags-
(§ 42 Abs. 2 VWGO) befugnis befugnis befugnis
= Vorverfahren (§ 68 VwGO) analog analog = Antrags-
. §42 Abs. 2 §42 Abs. 2 frist
= Klagefrist (§ 74 VWGO) VWGO VWGO
Antrags-
lagegegner (§ 78 VWGO) "
= Klagegeg = Feststell.- gegner
Fortsetzungsfeststellungs- |nteres;e (8§47 Abs. 2
klage (543Abs. 1\ o)
VwGO)

zusatzlich: Fortsetzungs-
feststellungsinteresse

IV. Allgemeine Sachurteilsvoraussetzungen (klageartunabhangig)

= Gerichtszustandigkeit (§§ 45 ff. VwGO)

= ordnungsgemalBe Klageerhebung (§§ 81, 82 VwGO)
= Beteiligten- und Prozessfahigkeit (§§ 61, 62 VWGO)
= allgemeines Rechtsschutzbedurfnis usw.

ggf. nach der Zulassigkeitsprifung anmerken:

= Klagehdufung (§ 44 VwGO), Beiladung (§ 65 VwGO)

123



	BW VerwR Innenteil 2021.pdf
	01
	01 Deckblatt

	02 Buch BW VerwRIVZ
	03 Verwaltungsrecht 2021
	BW RÜ Mädel 165x230.pdf
	01 Deckblatt.pdf
	Buch BW Handels- und GesellschaftsrechtIVZ
	BW Handels- und GesellschaftsR





